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Abschied von der alten Ordnung
WERNER WEIDENFELD

Europa vollzieht den Abschied von der alten Ordnung. Die Zäsur wird radikaler
ausfallen als bisher angesprochen - machtpolitisch wie ökonomisch, kulturell wie
sozialpsychologisch. Das, was sich in Europa vollzieht, ist mit einfachen Strichen
zu bezeichnen: Der Abschied von der alten Ordnung ist das Ende des totalitären
Zugriffs der Einparteienherrschaft und der ruinösen Bevormundung durch
planwirtschaftliche Apparate. Wenn in dieser Weise Imperien zerfallen, dann gibt
es keine bequemen Logenplätze für unbeteiligte Zuschauer. Mit dem Abschied
von der alten Ordnung ist auch das Ende souveräner Handlungskompetenzen des
Nationalstaates angesagt. Die herkömmliche Vorstellung von nationaler Souverä-
nität erweist sich sowieso zunehmend als ein idyllisch-naiver Ausschnitt aus dem
Archiv. Internationalisierte Aufgaben entziehen sich dem nationalstaatlichen
Zugriff - eine scheinbar paradoxe Logik im Angesicht revitalisierter nationaler
Gefühle. Wenn die zentralen Herausforderungen über nationale Grenzen hinweg
auswandern, dann bildet die permanente Überforderung einzelstaatlichen Han-
delns die logische Konsequenz. Kommt noch hinzu, daß der Rahmen, in dem
sich dies alles vollzieht, labiler und diffuser wird - weil sich die Architektur der
Weltpolitik zur gleichen Zeit wandelt.

Auf einen Nenner gebracht: Alle Elemente unseres Orientierungswissens zur
internationalen Politik verändern ihr Gewicht. Unterhalb der Oberfläche tagespo-
litischer Hektik, in der Tiefendimension des gesellschaftlichen Lebens, vollziehen
sich tektonische Verschiebungen von revolutionären Größenordnungen. Unsere
politische Ratio hat drei zeitgleiche Umbrüche zu verarbeiten, von denen jeder
einzelne für sich allein bereits eine ausreichende Herausforderung darstellen
würde: der Zusammenbruch totalitärer Regime in Ost- und Mitteleuropa, die
Vollendung des Binnenmarktes, der deutsche Einigungsprozeß.

Der Umbruch im Osten

Die Länder des früheren Ostblocks vollziehen heute den Aufbruch in die Moder-
ne Europas1. Modernisierung läßt sich hier vielfach deklinieren: Pluralisierung
der Lebenswelten, Notwendigkeit der Dezentralisierung, wachsendes Tempo der
Innovation, Differenzierung der Lebensstile, größerer Technologiebedarf. Die
Konsequenz: Die Ideologie verliert ihre sinnstiftende Funktion; sie verliert jede
Plausibilität und Bindewirkung. Der entscheidende machtpolitische Schritt dazu
- im Westen bestenfalls am Rande registriert - wurde von Gorbatschow vollzo-
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gen, als er 1986 begann, prinzipiell festzustellen, daß die kommunistische Partei
nicht über das Monopol auf Besitz der Wahrheit verfüge. Damit war mehr
geschehen als irgend eine beliebige Kurskorrektur, die wir in der Politik immer
wieder erleben. Es ging um eine spezifische Definition, deren Durchsetzung man
bis dahin auch mit subtiler oder brutaler Gewalt sicherstellte. Gemeint ist die
Vorstellung, der Mensch werde nur als Gattungswesen seine Sinnerfüllung finden
und dieser Sinn sei erst dann realisiert, wenn sich individueller und kollektiver
Pulsschlag in einem totalen Gleichklang befänden. Die Vollendung des Menschen
sei dann erreicht, wenn das entfremdete Individuum ganz im Kollektiv aufgegan-
gen sei. Aus der Aufgabe des geistigen Monopolanspruchs folgt konsequenter-
weise das Ende des politischen Führungsmonopols der Partei. Aus der Moderni-
sierung wächst der Druck zur Öffnung nach innen und außen und schließlich der
Druck zur Demokratisierung2. Der ideologische Konflikt zwischen Ost und West
ist beendet - und auch künftig nicht restaurierbar.

Die Vollendung des Binnenmarktes

Der zweite Umbruch vollzieht sich im Westen mit dem selbstverordneten Moder-
nisierungsprogramm 'Europa '92'. Erinnern wir uns an den Ausgangspunkt: Die
stagnierende westeuropäische Integration schien düstere Kassandra-Rufe zu
bestätigen. Auf dem Feld der entscheidenden Zukunftsgüter drohte die Gemein-
schaft abgehängt zu werden3. In der Mikroelektronik belief sich der EG-Anteil
auf marginale Größenordnungen. Bei der Entwicklung digitaler Telefonsysteme
läßt sich der Ressourcenverschleiß durch teure Parallelentwicklung anschaulich
machen: Die Europäer haben hier nicht weniger als zehn unterschiedliche
Systeme entwickelt, die USA nur drei, die Japaner zwei. Die Folge: Die Euro-
päer haben mit 19 Mrd. DM Entwicklungsaufwand viermal soviel ausgegeben wie
die Japaner und mehr als doppelt soviel wie die Amerikaner. Die arbeitsmarktpo-
litische Dimension: Im gleichen Zeitraum, in dem in den USA gut 18 Mio.
zusätzlicher Arbeitsplätze geschaffen wurden, in Japan 6 Mio., gelang es in der
EG lediglich, insgesamt 60.000 weitere Arbeitsplätze einzurichten. Der Beschluß,
einen Markt ohne Hindernisse zu schaffen, ist die überfällige Antwort. Europa
wird einen Effektivitätssprung vollziehen. Die Gemeinschaft bewegt sich bei der
Realisierung des Binnenmarktprogramms auf einem Kurs, der die zeitgerechte
Erreichung des Ziels erwarten läßt4. So konnten 1989 z. B. die Verordnung zur
Fusionskontrolle5, die Fernsehrichtlinie6 sowie die Richtlinie zur Bankenaufsicht
verabschiedet und weitere Fortschritte bei der Liberalisierung des öffentlichen
Auftragswesens erzielt werden. Es entspricht allerdings der bisherigen Integra-
tionserfahrung, die einfachen Themenkomplexe frühzeitig abzuarbeiten, die
sensiblen, konfliktträchtigen Konfliktfälle jedoch dem Krisenmanagement der
letzten Stunden vor Fristablauf vorzubehalten. So wird es wohl auch beim
Thema Europa '92 geschehen.
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Ein altes Problem der europäischen Einigung, die Frage nach der sozialen
Dimension des Binnenmarktes, stellt sich im Kontext der Binnenmarkt-Vollen-
dung in einer neuen und schärferen Form. Seit den 50er Jahren bildete die
soziale Gestaltung des Gemeinsamen Marktes, in den Verhandlungen über die
Errichtung der EGKS und über die Römischen Verträge zum Aufbau der EWG,
ein Handlungsfeld der Integrationspolitik. Die Verträge begründeten flankierende
soziale Kompetenzen und entsprechende Institutionen, beließen jedoch die
grundlegende Zuständigkeit bewußt in den Händen der Mitgliedstaaten. Als
Aufgabe der Gemeinschaft entwickelte die Europapolitik zunächst spezifische
Maßnahmen zur Förderung des Strukturwandels im Montanbereich und zur
sozialen Absicherung der Wanderarbeiter. Die Römischen Verträge bestimmen
in den Art. 48 bis 51 Maßnahmen zur Herstellung der Freizügigkeit, insbesonde-
re zum Verbot nationalitätsbedingter Diskriminierung (Art. 48), treffen Vorkeh-
rungen zur Abstimmung der Sozialordnungen (Art. 117, 118), zur Verbesserung
der Berufsausbildung (Art. 128) und zur Überwindung geschlechtsspezifischer
Einkommensunterschiede (Art. 119). Später, 1960 bzw. 1975, wurden der Sozial-
und der Regionalfonds hinzugefügt, über die der Ausgleich des sozialen Entwick-
lungsgefälles in den Regionen der Gemeinschaft gesteuert werden sollte. Das
Programm zur Vollendung des EG-Binnenmarktes zum 31.12.1992 spitzt die
zurückliegenden sozialpolitischen Debatten zu. Sowohl die Reichweite der zu
treffenden Entscheidungen als auch die Dynamik des zeitlich begrenzten Prozes-
ses konkretisieren den sozialpolitischen Handlungsbedarf. Hier gilt es, zwei
Ebenen zu unterscheiden:
a) Die ordnungspolitische Ebene. Das Binnenmarktprogramm verändert die

Rahmenbedingungen wirtschaftlichen Handelns und bricht damit die Struktu-
ren des Interessenausgleichs der Sozialpartner in einer Reihe von Feldern auf,
deren Austarierung auf EG-Ebene bisher weder strukturell noch materiell
erfolgt. Auf der politischen Ebene gewinnt die Gemeinschaft durch die Schrit-
te zur Vollendung des Binnenmarktes eine Mitentscheidung über den wirt-
schafts- und gesellschaftspolitischen Kern der sozialen Frage; sie hat gleicher-
maßen über die notwendigen Korrekturen zum Schutz der wirtschaftlich
Schwachen und Benachteiligten zu entscheiden.

b) Die integrationspolitische Ebene. Das Binnenmarktprogramm verändert das
Kompetenzgefüge zwischen den Institutionen der Gemeinschaft und den
Mitgliedstaaten und aktualisiert damit den Dissens der Regierungen über die
Reichweite des Einigungsprozesses. Dies gilt für die soziale Flankierung des
Binnenmarktes umso schärfer, als dieser Bereich bislang in der Zuständigkeit
der Mitgliedstaaten zu den zentralen Handlungsfeldern nationaler Politik
gehört.

Die sozialpolitischen Folgewirkungen spiegeln die 279 Einzelschritte zum Binnen-
markt im Weißbuch der Kommission7 kaum wider. Seit dem Brüsseler Sonder-
gipfel im Febuar 1988, dessen Finanzbeschlüsse dem Programm die notwendige
Glaubwürdigkeit verliehen, haben sich nicht nur in der Bundesrepublik Deutsch-
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land - obgleich hier wohl in breitester Form - eine sensible Aufmerksamkeit für
sozialpolitische Fragen und ein rapide wachsender Bedarf an Informationen und
Analysen entwickelt, ausgelöst durch Befürchtungen und Ängste über die Folgen
des Binnenmarktes und vertieft durch die fehlende Verankerung im Programm.
Die europäische Politik wird mit einer Fülle von Nachfragen konfrontiert; die
Vollendung des Binnenmarktes ist nicht mehr losgelöst von ihren sozialen Folgen
zu betreiben.

Die zu erwartenden sozialen Nutzeffekte des Binnenmarktes wurden bislang
eher näherungsweise bestimmt8. Die Wachstumserwartungen des Cecchini-Be-
richts sind nicht unwidersprochen geblieben: Andere Modellrechnungen nehmen
statt einer Zunahme der Arbeitsplätze um 1,8 Mio. (langfristig sogar 5 Mio.)
lediglich 300.000 neue Arbeitsplätze an9. Die Wirkungen struktureller Anpas-
sungsprozesse oder regionaler Konjunkturausschläge sind ebensowenig zu bezif-
fern wie das Maß sozialpolitisch verfügbarer Zugewinne durch den Binnenmarkt.
Der Gemeinsame Markt im Europa der Zwölf kennt stark divergierende soziale
Wohlstands- und Leistungsgefälle, von den Lohnnebenleistungen über die Ar-
beitsbedingungen bis hin zur Infrastrukturausstattung10. Dieser Vielfalt entspricht
die Unterschiedlichkeit der Mitgliedstaaten in ihrer sozio-kulturellen Entwicklung.
Während das Erscheinungsbild industrieller und administrativer Arbeit in den
Staaten der Gemeinschaft immer mehr Überschneidungen aufweist, wirken in
den modernen Strukturen vielfach traditionelle Werte, Attitüden und Beziehungs-
muster fort11. Diese Ungleichzeitigkeit des sozialen Wandels wird sich umso
markanter artikulieren, je höher das Tempo der Modernisierung ausfällt.

In der Einrichtung der Strukturfonds - eine Minimalantwort auf die sozialpoli-
tischen Herausforderungen - operationalisierte die europäische Politik in den
70er Jahren zunächst nur die Probleme des regionalen Gefälles, ohne die wirt-
schaftliche Entfaltung durch den Gemeinsamen Markt und die Annäherung der
sozialen Bedingungen in seiner Folge einzubeziehen12. Insofern liegt die vom
Brüsseler Sondergipfel verabschiedete Verdopplung der Strukturfonds parallel zur
Verwirklichung des Binnenmarktes im Rahmen des üblichen Musters. Ein
näherer Blick auf die gegenwärtige Debatte weckt Zweifel, ob dieser Ansatz
genügt, denn die Verdopplung der Mittel wird zur nachhaltigen Minderung des
Entwicklungsgefälles der Gemeinschaft nicht ausreichen. Ferner ist der sozialpoli-
tische Zündstoff nur zu einem Teil eine Folge relativer regionaler Unterentwick-
lung. Zahlreiche wichtige Fragen stellen sich nicht in diesem Rahmen, sondern
entstehen neu aus den Maßnahmen zur Umsetzung des Binnenmarktprogramms.
Diese neuen sozialpolitischen Probleme lassen sich auf acht Fragenkomplexe
zuspitzen:
- Im Zuge der Binnenmarktvollendung wird es zu einem Strukturwandel der

Wirtschaften in den Mitgliedstaaten kommen. Neue Verteilungskämpfe er-
scheinen unvermeidlich; lange verankerte Besitzstände geraten ins Wanken.
Welche Folgen ergeben sich für die Arbeitsbeziehungen? Welche Zukunft
haben die sozialen Tarifregeln, die ja vielfach die Stelle von Lohnzuwächsen
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eingenommen haben oder diese ergänzen? Wie werden sich Beteiligungs- und
Mitbestimmungsformen im Binnenmarkt behaupten oder entwickeln können?

- Der Binnenmarkt wird weitreichende Anpassungsleistungen auch in den
Bereichen der öffentlichen Hand erfordern, die Funktionen in der Organisa-
tion, Kontrolle und Abwicklung des Handels ausüben (z. B. im Zoll- und
Grenzdienst). Strukturen und Aufgaben einzelner Bereiche des öffentlichen
Dienstes werden sich verändern. Bewerber aus anderen Mitgliedstaaten werden
Zugang zum öffentlichen Dienst suchen. Wo liegen die sozialen Konsequen-
zen?

- Die Folgen des Binnenmarktes werden auch indirekte soziale Wirkungen
entfalten. Durch die Erhöhung des Innovationstempos wird die Frage der Aus-
und Weiterbildung von Arbeitnehmern an Bedeutung auch für Tarifabschlüsse
gewinnen.

- Der Strukturwandel wird nicht einseitig die peripheren Regionen der EG, die
günstigere Lohn- und Lohnnebenkosten aufweisen, begünstigen. Es ist viel-
mehr davon auszugehen, daß sich das Entwicklungsgefälle in der Bilanz weiter
verschärfen könnte. Welche neuen sozialpolitischen Konsequenzen ergeben
sich daraus - auch im Blick auf eine europäisch angelegte Fusionskontrolle
oder die weitere Gestaltung der Mitbestimmung? Wie ist zu gewährleisten, daß
der Binnenmarkt nicht zum Vorwand für den Ausstieg aus bestehenden
Rechten wird?

- In einigen der schwächer entwickelten Regionen ist schon jetzt ein branchen-
spezifisches industrielles Wachstum zu verzeichnen. Wie sind die sozialpoliti-
schen Folgefragen aus dieser Entwicklung zu sehen und zu regeln?

- Die Arbeitslosigkeit in der EG liegt derzeit im Durchschnitt bei 10,5% (knapp
16 Mio. Menschen); die Jugendarbeitslosigkeit ist gemeinschaftsweit bedrük-
kend. Sind die Wachstumsprognosen des Cecchini-Berichts realistisch oder
erfüllen sich die Voraussagen des Padoa-Schioppa-Berichts, der ein reales
Wachstum von etwa 0,5% über mehrere Jahre annimmt13? Setzt der Binnen-
markt genügend beschäftigungswirksame Impulse frei? Schafft seine Verwirkli-
chung neue sozialpolitisch verfügbare Mittel?

- Der Binnenmarkt wird einen Wettbewerb der Regelungssyteme mit sich
bringen. Zwar genießen die sicherheits- und gesundheitsrelevanten Bereiche
in der EEA einen besonderen Schutz, doch geraten die nationalen Standards
durch die Nicht-Diskriminierung unter Druck. Für die Praxis lassen sich
vielfältige Möglichkeiten der direkten bzw. indirekten Aushebelung fortbeste-
hender Schutzvorschriften - die ja zumeist auch Kostenfaktoren sind - denken
(etwa im Bereich des öffentlichen Auftragswesens). Was bedeutet dies für die
Regeln im Bereich des Gesundheits- und Arbeitsschutzes?

- Eine Folge der Aufhebung produktions- und handelsbezogener Schranken
wird in der Aufwertung anderer Kostenfaktoren liegen. Damit treten die
unterschiedlich strukturierten Systeme der sozialen Sicherung im Marktgesche-
hen praktisch in Konkurrenz zueinander. Es wird zu einer verschärften
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Beihilfenkontrolle kommen. Welche sozialen Fragen werden sich hier neu
stellen? Wie ist größere Transparenz angesichts einer nur schwer überschauba-
ren Datenlage unterschiedlicher Sozialsysteme zu erreichen?

Die Aspekte dieser Problemskizze sind in den Debatten um die soziale Dimen-
sion seit 1988 vielfach aufgegriffen worden, ohne daß bis heute ein Konsens über
die sozialen Risiken der Binnenmarktvollendung erzielt werden konnte14. Die
Institutionen der Gemeinschaft befinden sich in einem schwierigen Prozeß der
Meinungsbildung, dessen Ecksteine der Gomes-Bericht für das EP15, die Stel-
lungnahme des WSA16, der Vorschlag der Kommission17 und die Beratungen
des Europäischen Rates18 bilden. Unter den Regierungen der Mitgliedstaaten,
deren Entscheidung die Weichen zur sozialen Ausgestaltung des Binnenmarktes
stellen muß, sind die zu regelnden Bereiche, die Reichweite sozialer Regeln auf
Gemeinschaftsebene und deren Verbindlichkeit umstritten. Die am 9. Dezember
1989 verabschiedete Sozialcharta19 hat nur appellativen Charakter.

Der deutsche Einigungsprozeß

In den westeuropäischen wie den osteuropäischen Konstellationswandel verkantet
und verfugt ist das deutsche Thema. Wie soll Deutschland organisiert sein?
Wohin gehört es? Wo definiert es seinen eigenen Standort? Was wird den
deutschen Weg in Zukunft markieren? Was macht die Identität der Deutschen
aus? Diese Fragen, die wir heute wieder zu beantworten haben, gehören im
historischen Rückblick zu den dramatischsten, die die Geschichte kennt: Sie
provozieren hektisches machtpolitisches Kalkül; sie führen internationale Koali-
tionen zusammen und auseinander; sie lösen Konflikte aller Art und aller Quali-
täten aus. Zu keinem Zeitpunkt gibt es die unbefragte Selbstverständlichkeit, gibt
es die selbstgewisse Normalität. Zu jeder Epoche steht Deutschland im Brenn-
punkt des europäischen Interesses. Denn machtpolitisch wie ideengeschichtlich
stellt die Organisation des Zusammenlebens der Deutschen den Schlüssel für die
europäische Ordnungspolitik dar - im Positiven wie im Negativen, als Einigungs-
motiv wie als Sprengsatz. Vor diesem Hintergrund sind die Debatten über den
deutschen Einigungsprozeß in den europäischen Nachbarländern zu sehen, in
denen auch Skepsis und Befürchtungen artikuliert werden20. Es ist also immer
dann politisches Spürgefühl angezeigt, wenn die Verbindung von deutscher und
europäischer Perspektive problematisert wird.

Wir haben immer gesagt, die deutsche und die europäische Einigung sind zwei
Seiten der gleichen Medaille. Jetzt haben wir die Gelegenheit, die Richtigkeit
dieses Satzes zu belegen. Die Art und Weise, wie wir das tun, entscheidet nicht
nur über die gegenwärtige politische Atmosphäre. Sie wird langfristige Prägungen
zur Folge haben - so wie die Teilung langfristige mentale Folgen zeitigte. Drän-
gende Ungeduld, alltägliche Lebenschancen zu schaffen; wacher Sensus für das
überragende immaterielle Gewicht der Einigung; Selbstbeschränkung bei den
Ansprüchen an den anderen Deutschen, dessen Selbstachtung es zu wahren gilt;
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sensibler Einbezug nachbarschaftlicher Erwartungen und Befürchtungen in
Europa - auch die Kultur der Einheitsstiftung will gelernt sein.

Die direkteste Wechselwirkung beider Einigungsprozesse wird in der Beschleu-
nigung der westeuropäischen Integration bestehen. Da kommt zusammen, daß
wir Deutschen keinen Zweifel an unserer Integrationsfreudigkeit aufkommen
lassen können, und daß die europäischen Nachbarn ein elementares Interesse
daran haben, die Deutsche Frage durch Integration einzuhegen. Als Konsequenz
wird konkret ablesbar: Die Geschwindigkeit des Integrationszuges wächst.

Am 9. Dezember 1989 hat die Europäische Gemeinschaft erstmals substantiell
zur Deutschen Frage Stellung bezogen. In der Erklärung der Europäischen Rates
heißt es: "Wir streben einen Zustand des Friedens in Europa an, in dem das
deutsche Volk seine Einheit durch freie Selbstbestimmung wiedererlangt. Dieser
Prozeß muß sich auf demokratische und friedliche Weise, unter Wahrung der
Abkommen und Verträge, auf der Grundlage sämtlicher in der Schlußakte von
Helsinki niedergelegten Grundsätze im Kontext des Dialogs und der Ost-West-
Zusammenarbeit vollziehen. Er muß in die Perspektive der gemeinschaftlichen
Integration eingebettet sein."21 Es wurde in der Folge spekuliert, wie ernst es die
Europäer denn mit der Unterstützung der deutschen Einigung meinten. Das
Ergebnis der ersten freien Wahlen in der DDR am 18. März 1990, das als ein
markantes Votum für die Einheit verstanden wurde, brachte auch für die euro-
päischen Akteure zusätzlichen Schub, den Zug zur Einheit konstruktiv zu
begleiten. Der Sondergipfel von Dublin am 28. April 1990 schuf die notwendige
Klarheit: Europa sagt 'Ja' zur deutschen Einheit22. Dabei hat der Gipfel mehrere
Phasen unterschieden, in denen sich die Integration der DDR in die Gemein-
schaft vollzieht: Die erste Phase, als Interimsphase bezeichnet, beginnt mit der
Einführung der deutsch-deutschen Währungsunion. Die zweite, die Übergangs-
phase, beginnt mit der formalen Vereinigung der beiden deutschen Staaten. Erst
in der dritten Etappe, der endgültigen Phase, wird das gesamte Gemeinschafts-
recht vollständig angewandt.

Die Frage nach der Identität

Mit den revolutionären Umbrüchen in West-, Mittel- und Osteuropa korrespon-
dieren die Identitätsdebatten, die bei allen großen Akteuren der Weltpolitik
begonnen haben:
- Die Sowjetunion vollzieht gegenwärtig ja nichts anderes als einen tiefgreifen-

den Wandel ihres Selbstverständnisses. Nach dem Abschied vom Anspruch auf
Weltherrschaft folgt der Abschied von der imperialen Weltmachtstellung.
Weltmacht ist die Sowjetunion bestenfalls noch auf einigen militärischen
Gebieten. Nunmehr vollzieht sie den schwierigen Wechsel ihres Selbstbildes
hin zu einer traditionell ausgestatteten Großmacht.

- In den USA beginnt gegenwärtig eine neue Welle der intellektuellen Selbstbe-
fragung, worin denn die Mission der amerikanischen Nation in Zukunft
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bestehen könne. Wohin solle denn Amerika führen, nachdem die Herausforde-
rung durch einen ideologisch fixierten Gegner entfalle? Aufstieg und Fall
großer Mächte23 - bezeichnenderweise ist dieser Buchtitel in Amerika zu
einem Bestseller, sogar auch zu einem Gemeinplatz der gesellschaftlichen
Konversation geworden. Eine Überdehnung des Einflusses beider Weltmächte
wird sich reduzieren. Die Zahl der weltpolitischen Akteure wächst - und damit
auch die Zahl der Kooperations- und Konfliktmuster. Die Konsequenz: eine
Relativierung früherer Machtstrukturen. Nie zuvor fanden gleichzeitig so
zahlreiche Veränderungen in so vielen Regionen der Welt statt.

- Und Europa? Ein ganzer Katalog von Fragen zur europäischen Architektur
wartet auf adäquate Antworten: Welches Raumbild und welche normative
Perspektive soll die Einigung Europas annehmen? In welchem Verhältnis
werden westeuropäische Integration und gesamteuropäische Einigung stehen?
Wie wird der osteuropäische Entwurf von Europa aussehen - nachdem an die
Stelle ideologisch verordneter Homogenität nun durchaus konfliktträchtig
nationale, ethnische und konfessionelle Identitäten treten? Welche Rolle
kommt den bisherigen weltpolitischen Supermächten im Europa der Zukunft
zu?

Wenn vor diesem Hintergrund in Europa die Frage 'Wer sind wir?' nicht aus-
stirbt, dann hat dies seinen Grund in den politisch-kulturellen Bedingtheiten des
Kontinents24: Größtmögliche Vielfalt der Traditionen, der Temperamente und
Mentalitäten trifft hier in größtmöglicher räumlicher Dichte aufeinander. Die
daraus resultierende Spannung hat zwei antagonistische Konsequenzen gehabt:
schöpferische Vitalität und zerstörerischen Herrschaftswillen. Europa kennt den
Geist der Bergpredigt ja ebenso wie die Herrschaft des Tyrannen und das Wör-
terbuch des Unmenschen. Soll nur die eine Seite der Medaille Europas wirksam
werden, die kreativ ausstrahlende, dann gelingt dies den Europäern nur als
Ergebnis einer aktiven politisch-kulturellen Leistung. Auch das schillernde
Oszillieren zwischen der Betonung des Europäischen, der Dramatisierung des
Nationalen und der Hinwendung zum Regionalen hat hier seinen Ansatzpunkt.
Man ist aufeinander angewiesen - und sucht dennoch die Abgrenzung. Man
empfindet kulturelle Sympathie füreinander und Sorge voreinander. Eine parado-
xe Mischung aus Vertrautheit und Fremdheit bleibt in Europa.

Dies alles zusammen beschreibt den Stoff, aus dem die politische Herausforde-
rung unserer Tage gewebt ist - eine höchst komplizierte Verbindung aus Frei-
heitswillen und Friedenssehnsucht, aus neuen nationalen Ansprüchen und
ethnischen Identitätsfragen, aus politischen und ökonomischen Interessen, aus
zerfallenden Prägestempeln und weltpolitischen Wandlungen. Welche Antwort
kann Europa für eine neue Ordnung des Kontinents formulieren? Die Antwort
liegt in einem Schlüsselbegriff und der heißt: Integration. Gemeinschaftsbildung,
Ausübung gemeinsamer internationaler Souveränität, Effizienz internationaler
und supranationaler Organisation - wir brauchen die Instanz politischer Problem-
lösung entlang der internationalisierten Problemstruktur. Im Blick auf das
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heutige Europa im Umbruch geht es dabei um drei verschiedene Formen der
Gemeinschaftsbildung: eine europäische, eine atlantische, eine gesamteuropäische.

Die Fortentwicklung der EG zur Politischen Union

So sehr Westeuropa durch die Öffnung des Westens kulturell bereichert wird -
politisch und ökonomisch reift die Europäische Gemeinschaft zum Kern des
neuen Europa. Nach außen wirkt der Binnenmarkt wie ein Magnet, auf dessen
Pol hin sich die Umwelt ordnet25. Sein Gravitationsfeld reicht weit nach Osten.
Seine weltpolitische Verantwortung wächst. Die innen- wie außenpolitischen
Folgen des Binnenmarktes lassen den Entscheidungsbedarf sprunghaft ansteigen.
Dem muß die inhaltliche Ausstattung der Gemeinschaft entsprechen: Währungs-
union, Umweltkompetenz26, Außenpolitik, innere und äußere Sicherheit27. Dem
muß auch die institutionelle Ausstattung der Gemeinschaft entsprechen: eine
effiziente politische Führungsinstanz, ein transparenter, kontrollierender Parla-
mentarismus28, ein machtteilender Föderalismus. Dies wird mit dem Begriff
"Politische Union" bezeichnet, der insbesondere seit der Sondertagung des
Europäischen Rates in Dublin im April 1990 an die Stelle des Begriffs "Europäi-
sche Union" getreten ist. Die Fortführung der Integration in dieser Form verhin-
dert eine Konkurrenz um die Führerschaft in Europa und sie schützt vor den
Folgen nationaler Rivalitäten. Dem Europäischen Parlament fehlt trotz erweiter-
ter Kompetenz durch die EEA29 noch der Durchbruch zur umfasssenden gesetz-
geberischen und kontrollierten Zuständigkeit in der Perspektive der parlamentari-
schen Tradition. Der eher lustlose Vollzug der Direktwahl 1989 zeigt, daß aus
diesem Kontext bislang keine neuen Legitimationspotentiale erwachsen30. Die
Versuche, neben die Regierungskonferenz zur Währungsunion auch eine Regie-
rungskonferenz zum institutionellen Ausbau zu stellen, weisen in die richtige
Richtung.

Ein entscheidender Schritt ist der Gemeinschaft zweifellos in der Fortentwick-
lung der Währungspolitik gelungen31. Die Währungsunion und mit ihr die
Europäische Zentralbank stehen wieder auf der europapolitischen Tagesordnung.
Die letzten politischen Etappen auf dem Weg dahin waren: das "Memorandum
für die Schaffung eines europäischen Währungsraumes und einer Europäischen
Zentralbank" von Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher (Februar 1988),
die Entscheidung des Europäischen Rates in Hannover zur Einsetzung eines
Ausschusses unter Vorsitz des Präsidenten der EG-Kommission Jacques Delors
(Juni 1988), der Abschlußbericht des sogenannten Delors-Ausschusses32, der
Beitritt Spaniens zum EWS am 19. Juni 1989 und der Beschluß des Gipfels von
Madrid vom 26. und 27. Juni 1989, in die erste Stufe des dreistufigen Delors-
Konzeptes ab 1. Juli 1990 einzutreten und mit den Vorbereitungen für die
notwendige Vertragsänderung zu beginnen.

Neben den im politischen Bereich formulierten Initiativen haben auch Vor-
schläge und Stellungnahmen aus Wirtschaftskreisen das Thema "Wirtschafts- und
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Währungsunion" wieder auf die europapolitische Agenda gebracht. Inhaltlich
wird aus der Perspektive der Wirtschaft33 hingewiesen
- auf den aus stabilen Wechselkursen erwachsenden wirtschaftlichen Nutzen

(geringere Transaktionskosten),
- auf die unter den Rahmenbedingungen einer einheitlichen Währung und einer

zentralisierten europäischen Geldpolitik zunehmende Wettbewerbsfähigkeit der
europäischen Unternehmen,

- auf die Notwendigkeit, daß die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft
endlich eine monetäre Rolle im weltwirtschaftlichen Kontext spielen, die ihrem
wirtschaftlichen Gewicht angemessen ist,

- auf die anzustrebende größere Unabhängigkeit vom US-Dollar als der globalen
Leitwährung,

- auf die Tatsache, daß die Vorteile des europäischen Binnenmarktes erst durch
einen einheitlichen Währungsraum voll zum Tragen kommen können.

Der am 17. April 1989 vorgelegte Bericht des Delors-Ausschusses bildet einen
der Eckpfeiler in der europapolitischen Debatte über die Währungsunion.
Kernstück des Delors-Konzeptes ist der Entwurf eines Dreistufenplans für die
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion, deren institutionelles
Hauptmerkmal der Aufbau eines Europäischen Zentralbanksystems (EZBS) sein
soll34. Der Europäische Rat von Madrid bekräftigte daraufhin im Juni 1989 seine
Entschlossenheit, das Ziel der Verwirklichung einer Wirtschafts- und Währungs-
union anzugehen und beschloß, daß "die erste Stufe der Verwirklichung der
Wirtschafts- und Währungsunion am 1. Juli 1990 beginnt"35. In dieser ersten
Phase sollen alle Hindernisse für die finanzielle Integration beseitigt und alle
Gemeinschaftswährungen in den Wechselkursmechanismus des EWS einbezogen
werden.

Die Hauptleistung der Delors-Kommission liegt darin, einen für alle Mitglied-
staaten zumindest grundsätzlich akzeptablen Konsens über die Währungsintegra-
tion, vor allem über den in der Vergangenheit heftig diskutierten Status sowie
über die Aufgaben des EZBS formuliert zu haben. Dementsprechend ist eine
potentiell hohe Erwartungshaltung hinsichtlich der Realisierung des Dreistufen-
plans gerechtfertigt36. Ferner schafft der Bericht die Grundlage für die Beilegung
der Kontroverse aus den 70er Jahren zwischen den "Monetaristen" bzw. den
Anhängern der "Lokomotivtheorie" auf der einen und den "Ökonomisten" auf
der anderen Seite. Der Bericht überwindet die Debatte um den richtigen Weg zu
einer einheitlichen europäischen Währung, indem er als Leitprinzip deutlich die
wechselseitige Bedingtheit, also die Parallelität zwischen wirtschaftlicher und
währungspolitischer Integration herausstellt. Sinnvoll ist die den Bericht durch-
gängig kennzeichnende Auffassung, daß die wirklich wichtigen Entscheidungen,
etwa der Übergang zwischen den jeweiligen Stufen, nicht von Experten vorge-
nommen werden können, sondern von politischen Gremien auf höchster Ebene
getroffen werden müssen. Das gleiche gilt in bezug auf einen konkreten Zeitplan.
Bei dem einen wie dem anderen würden genaue zeitliche Vorgaben fälschlicher-
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weise suggerieren, die prozeßhafte Entwicklung einer WWU ließe sich in einen
formalen Fahrplan zwängen. Die Selbstbeschränkung des Delors-Ausschusses war
in beiderlei Hinsicht weise.

Die Schaffung einer Atlantischen Gemeinschaft

Es wäre naiv anzunehmen, ein einzelnes Segment der internationalen Politik
bliebe von dem dramatischen Wandel unserer Tage ausgenommen. Auch die
deutsch-amerikanischen Beziehungen und die europäisch-amerikanische Partner-
schaft werden in den Sog der neuen Konstellationen geraten. Erstmals wird sich
die Ratio deutsch-amerikanischer Freundschaft ausschließlich aus sich selbst
heraus und ausschließlich positiv definieren müssen. Der Umweg über die
Abgrenzung vom potentiellen Gegner ist verstellt. Die Entlastung des Defini-
tionsdrucks durch den Ost-West-Konflikt entfällt. Es bleiben für die deutsch-
europäisch-amerikanischen Beziehungen gemeinsame normative Orientierungen.
Es bleiben partiell gemeinsame Interessen, Es bleibt ein immenses wissenschaftli-
ches und ökonomisches Potential, um gemeinsame zivilisatorische Probleme
gemeinsam zu lösen und es bleibt die historische Erkenntnis, daß beide Konti-
nente die Bindung an den anderen zu ihrer eigenen kulturellen und politischen
Balance brauchen.

Wie organisieren wir die positive Partnerschaft? Diese Frage bildet den
Schlüssel für die Architektur des transatlantischen Hauses37. Die Atlantische
Gemeinschaft, die wir aufzubauen haben, wird über eine Sicherheitsdimension,
eine ökonomische und eine politische Dimension verfügen. Sicherheitspolitisch
wird der Beitrag der Europäer markanter und politisch profilierter als bisher
ausfallen müssen und zugleich den dauerhaften militärischen Verbund mit den
USA zu organisieren haben. Das ist der Platz einer politisch weiterentwickelten
NATO. Ökonomisch werden die Europäer wie Amerikaner kreativer und koope-
rationsfähiger sein müssen, als es bisher im eher minimalistischen Krisenmanage-
ment zwischen der EG und den USA zum Tragen kam. Für die notwendigen
politischen und institutionellen Vorkehrungen dieser Atlantischen Gemeinschaft
kann eine europäische Erfahrung nutzbar gemacht werden: Die EG hat Anfang
der 70er Jahre eine ähnliche internationale Drucksituation mit der Schaffung der
EPZ beantwortet38. In einem Prozeß der geradezu permanenten Kommunikation
vollzieht sich hier von Augenblick zu Augenblick das millimeterweise Ablagern
von Übereinstimmungen. In einem außerordentlich dichten Netzwerk von gere-
gelten Kontakten werden nach dem Konsensprinzip gemeinsame Nenner für
praktisch alle Fragen der internationalen Politik gesucht. Die Atlantische Ge-
meinschaft der 90er Jahre wird ein vergleichbares Kommunikationssystem etablie-
ren müssen.
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Die Schaffung einer Gesamteuropäischen Gemeinschaft

Mit dem Ende eines ideologischen Ost-West-Konflikts steht Europa - zum ersten
Mal in seiner Geschichte - an der Schwelle zur Einheit39. Unser Denken und
Diskutieren darüber bleibt bisher auf halbem Wege stehen, rückt pragmatische
Übergangsstationen in den Vordergrund: Beitritt der Osteuropäer zum Europa-
rat, zur Technologiegemeinschaft EUREKA, Schaffung der Europäischen Ent-
wicklungsbank, Assoziierung zur Europäischen Gemeinschaft40. Auch die Beto-
nung der KSZE kann doch nur eine abfedernde Übergangsrhetorik für eine
nächste Zwischenphase sein. Denn würde die KSZE das endgültige Zielbild der
Neuordnung Europas bedeuten, dann wäre es ein riskanter Rückschritt gewisser-
maßen in die Vormoderne der internationalen Politik. Sie bedeutet strukturell ja
nichts anderes als das traditionelle Konzert der Mächte mit allen Risiken der
Konflikteskalation - wo wir doch längst zu moderneren, supranationalen Ent-
scheidungsformen gefunden haben.

Die Beitrittsüberlegungen der osteuropäischen Staaten zur Europäischen
Gemeinschaft zeigen, daß wir sehr rasch zu neuen Ansätzen supranationaler Art
für ganz Europa kommen werden41. Der bisher auf Westeuropa begrenzte Torso
einer europäischen Einigung stellt in seinem Kern ja von Anfang an eine Vision
für ein künftiges Gesamteuropa dar: als ein Europa der Freizügigkeit, als ein
Europa ohne trennende Grenzen, als ein Europa des freien Austausches von
Meinungen, Kapital und Dienstleistungen und als ein Europa, in dem Konflikte
friedlich geregelt und nicht mit Gewalt ausgetragen werden.

Die Antwort auf die Frage nach der neuen Ordnung Europas ist auf einen
knappen Nenner zu bringen: Drei zeitgleiche Umbrüche sind mit drei Formen
von Gemeinschaftsbildung produktiv umzusetzen. Entscheidungskapazität heißt
dazu das zentrale europäische Zukunftsgut. Ob es uns gelingt, die heute vorlie-
gende Herausforderung von einer exemplarischen Kompliziertheit in dieser
modernen wie zukunftsträchtigen Form anzunehmen - dies ist eine Frage unse-
rer politischen Vernunft und unserer politischen Kultur.
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